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Sarnen, 26. März 2018 

Der Vorsteher des Sicherheits- und Justizdepartements SJD 

Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung des Terroris
mus (PMT) 
Stellungnahme 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin I l\QY:::Q S\'fO..~ 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit der Stellungnahme zum Bundesgesetz über polizeiliche Mass
nahmen zur Bekämpfung des Terrorismus (PMT). 

Wir unterstützen den Gesetzesentwurf im Grundsatz und begrüssen die geplanten Massnahmen ge
gen terroristische Gefährder. Vorbehalte bestehen jedoch bezüglich dem in den Art. 23e ff. festgeleg
ten Verfahren und der damit verbundenen Entscheidungskompetenz des Bundesamtes für Polizei. 

Die Gewährleistung der inneren Sicherheit und Ordnung in der Schweiz ist grundsätzlich Aufgabe der 
Kantone. Beim vorliegenden Gesetzesentwurf werden für den Bund neue Aufgaben geschaffen, die 
originär in die Kompetenz der Kantone fallen würden. Das angestrebte Ziel der verbesserten Zusam
menarbeit wird auch vom Kanton Obwalden unterstützt, jedoch kann das Bundesamt für Polizei natio
nale und internationale Koordinationsaufgaben auch ohne die vorgeschlagene Entscheidungskompe
tenz wahrnehmen. 

Der Prozess soll daher insofern angepasst werden, dass die Kantone die entsprechenden Verfügun
gen selbst erlassen können und das Bundesamt für Polizei die Koordination der betroffenen Kantone 
mit dem Ausland sicherstellt und die Ausreisebeschränkungen verfügt. Andernfalls ist der Vollzug der 
verfügten Massnahmen durch die Kantone vom Bund zu entschädigen. 

Wir danken Ihnen, sehr geehrte Frau Bundesrätin, sehr geehrte Damen und Herren, für die Berück
sichtigung unserer Ausführungen. 
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